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§ 370 StPO Entscheidung über die Begründetheit

§ 370 StPO [Entscheidung über die Begründetheit]
(1) Der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens wird ohne mündliche Verhandlung als unbegründet 
verworfen, wenn die darin aufgestellten Behauptungen keine genügende Bestätigung gefunden haben oder 
wenn in den Fällen des § 359 Nr. 1 und 2 oder des § 362 Nr. 1 und 2 nach Lage der Sache die Annahme 
ausgeschlossen ist, dass die in diesen Vorschriften bezeichnete Handlung auf die Entscheidung Einfluss ge­
habt hat.
(2) Andernfalls ordnet das Gericht die Wiederaufnahme des Verfahrens und die Erneuerung der Haupt­
verhandlung an.
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1 A. Grundsätzliches. Die Vorschrift regelt die Entscheidungsmöglichkeiten des Gerichts am Ende des Pro­
bationsverfahrens. In dessen Rahmen wird erneut über die hinreichenden Erfolgsaussichten des Antrags ent­
schieden, wobei dieselben inhaltlichen Maßstäbe wie i.R.d. Aditionsverfahrens gelten (s. dazu § 368 
Rdn. 4 ff.). Der Unterschied liegt in der erweiterten Entscheidungsgrundlage durch die zwischenzeitlich er­
folgte Beweisaufnahme gern. § 369 {Marxen/Tiemann Rn. 221), soweit sie nicht entbehrlich war (s. § 369 
Rdn. 2).

2 B. Entscheidungsmöglichkeiten des Gerichts. I. Verwerfung des Antrags (Abs. I). Das Gericht kann 
den Antrag gern. Abs. 1 durch gern. § 34 zu begründenden und gern. § 35 bekannt zu machenden Beschluss 
als unbegründet verwerfen. Zur Verwerfung wegen Unzulässigkeit auch in diesem Verfahrensabschnitt s. 
§ 368 Rdn. 13; für die auch hier mögliche nur teilweise Verwerfung vgl. oben § 368 Rdn. 12. Im Hinblick 
auf die Kostenentscheidung gilt § 473 Abs. 6 Nr. 1, die Anfechtbarkeit mittels Beschwerde ergibt sich aus 
§372 Satz 1.

3 Der Antrag kann verworfen werden, wenn die Behauptungen keine genügende Bestätigung finden. Eine ge­
nügende Bestätigung der Tatsachen liegt vor, wenn aus der Perspektive des Wiederaufnahmegerichts (str., 
s.o. § 368 Rdn. 6) in einer neuen Hauptverhandlung (ggf. unter Anwendung des Grundsatzes »in dubio 
pro reo«, s. OLG Koblenz NStZ-RR 2007, 317) die konkrete Möglichkeit (nach h.M.r Wahrscheinlichkeit, 
s. § 368 Rdn. 8) einer für den Antragsteller günstigen Entscheidung bestünde.

4 Weiterhin kann die Verwerfung des Antrags als unbegründet darauf gestützt werden, dass in den Fällen der 
§§ 359 Nr. 1 und 2, 362 Nr. 1 und 2 die Annahme ausgeschlossen ist, dass die jeweils bezeichnete Handlung 
Einfluss auf die Entscheidung gehabt hat. Ein Einfluss wird gesetzlich vermutet und muss vom Gericht si­
cher widerlegt werden, will es den Antrag aus diesem Grunde als unbegründet verwerfen. Das ist beispiels­
weise dann der Fall, wenn feststeht, dass das Beweismittel im Urteil nicht berücksichtigt wurde; hypotheti­
sche Erwägungen, ob das Urteil möglicherweise auch bei Nichtberücksichtigung gleich ausgefallen wäre, 
sind nach dem Sinn und Zweck der Vermutungsregel nicht zulässig {MarxenITiemann Rn. 143; a.A. BGHSt 
19, 365, 366).

5 II. Anordnung der Wiederaufnahme (Abs. 2). 1; Beschluss über die Anordnung der Wiederaufnahme. 
Liegt keiner der genannten Gründe vor, ordnet das Gericht nach Abs. 2 durch Beschluss die Wiederauf­
nahme des Verfahrens und die Erneuerung der Hauptverhandlung an. Der Beschluss ist zwingend, da er 
eine Prozessvoraussetzung für das weitere Verfahren ist (BGHSt 18, 339, 341; LG Ravensburg NStZ-RR 
1998, 112). Verzichtbar ist er nur in den Fällen, in denen gern. § 371 Abs. 2 ohne neue Hauptverhandlung 
in der Sache entschieden wird (LR/G<we/§ 371 Rn. 5; a.A. KMR/ZhM/wr§ 371 Rn. 2: Beschluss nötig, aber 
mit der Entscheidung nach § 371 Abs.T zu verbinden). Der Beschluss wird gern. § 16 Abs. 1 BZRG ins Bun­
deszentralregister eingetragen. Die Anordnung der Wiederaufnahme kann beschränkt werden auf eine von 
mehreren Taten (auch soweit diese eine Tat i.S.v. § 264 darstellen, Meyer-Goßner § 370 Rn. 8) oder auf den 
Rechtsfolgenausspruch (BGHSt 11,361). Er kann gern. § 372 Satz 2 nicht von der StA angefochten werden. 
Seine Rücknahme ist nicht möglich, selbst wenn er vom Antragsteller durch Anstiftung eines Zeugen zur 
Falschaussage erschlichen wurde (OLG Köln NJW 1955, 314).

6 Wird die Erneuerung der Hauptverhandlung angeordnet, so ist für diese grds. das Gericht zuständig, das 
gern. § 140a GVG die Anordnung getroffen hat. Fällt die abzuurteilende Tat jedoch in den Zuständigkeits­
bereich eines Gerichts niederer Ordnung, kann das Wiederaufnahmegericht im Beschluss bestimmen, dass
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Freisprechung ohne Hauptverhandlung § 371 StPO

die neue Hauprverhandlung vor diesem Gericht durchgefuhrt werden soll (§ 354 Abs. 3 analog). Entspre­
chend § 355 besteht auch die Möglichkeit, die Hauptverhandlung vor einem Gericht höherer Ordnung 
zu eröffnen, wenn im Rahmen von § 362 eine Verurteilung wegen einer schwereren Straftat an gestrebt wird, 
die in den Zuständigkeitsbereich dieses Gerichts fällt (LR/Gössel § 370 Rn. 49).

2, Wirkungen des Beschlusses. Die Wirkung der Anordnung gern. Abs. 2 liegt zunächst in der Beseitigung 7 
der Rechtskraft des Urteils (BGHSt 14, 64, 66; LR/ Gössel § 370 Rn. 31 ff.). Das Verfahren wird wieder 
rechtshängig und in den Zustand vor Erlass des Urteils zurückversetzt (Meyer-Goßner § 370 Rn. 10). Zu­
gleich entfällt die Vollstreckbarkeit des Urteils. Der inhaftierte Verurteilte ist freizulassen. Das Eigentum 
an eingezogenen Gegenständen lebt auf, Rechte wie die gern. § 69 StGB entzogene Fahrerlaubnis stehen 
dem Betroffenen auch mit Wirkung für die Vergangenheit wieder zu; eine Strafbarkeit gern. § 21 StVG ent­
fällt daher konsequenterweise rückwirkend (BayObLG NJW  1992, 1120; s. auch OLG Frankfurt am Main 
NStZ-RR 2000, 23; a.A. GroyTNStZ 1993,221). Bei Anordnung nur teilweiser Wiederaufnahme wird eine 
Gesamtstrafe gegenstandslos (BGHSt 14, 85, 89), die davon nicht berührten Einzelstrafen können weiter 
vollstreckt werden (LR/Gössel § 370 Rn. 38). Haftbefehle und andere einstweilige Anordnungen, die mit 
der Rechtskraft des Urteils gegenstandlos geworden sind, leben nicht wieder auf; § 47 Abs. 3 gilt nicht (Mey­
er-Goßner § 370 Rn. 15). Sie können aber neu erlassen werden (Mosbacher NJW 2005, 3111). Gnadenent­
scheidungen, die im Hinblick auf die angefochtene Entscheidung ergangen sind, entfallen.

§ 371 StPO [Freisprechung ohne Hauptverhandlung]
(1) Ist der Verurteilte bereits verstorben, so hat ohne Erneuerung der Hauptverhandlung das Gericht nach 
Aufnahme des etwa noch erforderlichen Beweises entweder auf Freisprechung zu erkennen oder den Antrag 
auf Wiederaufnahme abzulehnen.
(2) Auch in anderen Fällen kann das Gericht, bei öffentlichen Klagen jedoch nur mit Zustimmung der 
Staatsanwaltschaft, den Verurteilten sofort freisprechen, wenn dazu genügende Beweise bereits vorliegen.
(3) ’M it der Freisprechung ist die Aufhebung des früheren Urteils zu verbinden. 2War lediglich auf eine 
Maßregel der Besserung und Sicherung erkannt, so tritt an die Stelle der Freisprechung die Aufhebung 
des früheren Urteils.
(4) Die Aufhebung ist auf Verlangen des Antragstellers im Bundesanzeiger bekannt zu machen und kann 
nach dem Ermessen des Gerichts auch auf andere geeignete Weise veröffentlicht werden.

Übersicht
Rdn. Rdn.

A. Grundsätzliches ......................................... 1 C. Freisprechung in sonstigen Fällen (Abs. 2) 4
B. Tod des Verurteilten (Abs. 1) ................... 3 D. Bekanntmachung (Abs. 4) ........................  5

A. Grundsätzliches. Die Vorschrift eröffnet die Möglichkeit des Wiederaufnahmegerichts, ohne erneute 1 
Hauptverhandlung in der Sache zu entscheiden. Dabei sind zwei Konstellationen zu unterscheiden: die Un­
zulässigkeit der Hauptverhandlung aufgrund des Todes des Verurteilten (Abs. 1), die zum Freispruch oder 
zur Ablehnung des Antrags führt, sowie die Entbehrlichkeit der Hauptverhandlung aufgrund genügender 
Beweise (Abs. 2), die einen Freispruch möglich macht.
Das Gericht entscheidet stets durch (gern. § 372 Satz 2 anfechtbaren, s. aber auch § 372 Rdn. 4) Beschluss 2 
(BGHSt 14, 64, 66). Mit der (auch nur teilweise möglichen) Freisprechung verbunden ist die Aufhebung des 
früheren Urteils (Abs. 3 Satz 1). Wurden nur Maßregeln der Besserung und Sicherung verhängt, tritt an die 
Stelle des Freispruchs die Aufhebung des früheren Urteils (Abs. 3 Satz 2). Bei unbehebbaren Verfahrenshin­
dernissen ist eine Verfahrenseinstellung gern. § 371 Abs. 2 analog denkbar (Marxen!Tiemann Rn. 444). Das 
gilt auch für die erst nach dem Beschluss gern. § 370 Abs. 2 eingetretene dauerhafte Verhandlungsunfähig­
keit des Verurteilten (a.A. OLG Frankfurt am Main NJW 1983,2398: Einstellung gern. §§ 206a, 260 Abs. 3; 
wiederum anders Hassemer NJW  1983, 2353: § 371 Abs. 1 analog). Eine bloße Strafmilderung gern. § 371 
analog ist dagegen angesichts der eindeutigen Gesetzeslage mangels planwidriger Regelungslücke aus­
geschlossen (Meyer-Goßner § 371 Rn. 3; a.A. offenbar Wasserburg 1983, 235).

B. Tod des Verurteilten (Abs. 1). Der Tod des Verurteilten steht, wie § 361 deutlich macht, einem Wieder- 3 
aufnahmeantrag nicht entgegen. Die Durchführung einer Hauptverhandlung ist allerdings ausgeschlossen, 
das Gericht hat den Verurteilten freizusprechen oder den Antrag zu verwerfen. Die sofortige Freisprechung 
ist vorzunehmen, wenn nur sie bei Würdigung insb. des Antr agsvorbringens und der ggf. nach § 369 erhobe­
nen Beweise als Entscheidung infrage kommt. Der sichere Nachweis der Unschuld ist dafür aber nicht erfor-
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